
Republik sitzen in Westberlin. Von dort aus strecken sie ihre schmutzigen 
Finger in das Gebiet der Deutschen Demokratischen Republik aus. Die 
Agentenzentralen schicken Agenten und Spione, Saboteure und Diver­
santen in Städte und Dörfer, in Betriebe und Produktionsgenossenschaften 
mit dem Auftrag, uns zu schaden. Am liebsten möchten die Imperialisten 
die gesellschaftliche Ordnung der Arbeiter-und-Bauem-Macht wieder 
beseitigen und unsere sozialistischen Errungenschaften zurückwandeln in 
Konzernbetriebe und Junkergüter. Um das zu erreichen, verfallen die 
Feinde unseres Staates auf die gemeinsten und schmutzigsten Verbrechen: 
Untergrabung der Grundlagen unserer Ordnung (Staatsverrat), Spionage 
zur Vorbereitung eines Angriffskrieges, Brandstiftungen, Sabotage in 
Betriebsanlagen, alle Formen von Verleumdungen und Hetze usw. Es ist 
klar, daß wir solchen Verbrechen nicht untätig gegenüberstehen. Die 
Staatsorgane (Polizei, Staatssicherheitsorgane) spüren die Verbrecher auf. 
Ergibt das Ermittlungsverfahren hinreichenden Tatverdacht gegen den 
Beschuldigten, erhebt der Staatsanwalt Anklage. Von den Gerichten er­
halten die als schuldig überführten Verbrecher dann ihre gerechte Strafe. 
Als erste Aufgabe der Gerichte wird so in § 2 des Gerichtsverfassungs­
gesetzes (GVG) bestimmt, die auf der Verfassung der Deutschen Demo­
kratischen Republik beruhende gesellschaftliche und staatliche Ordnung 
und ihre Rechtsordnung zu schützen.
Die vorgenannte Aufgabe der Gerichte ist ein besonderer Schwerpunkt 
der Rechtsprechung. Gegen die imperialistischen Agenten samt ihren 
Hintermännern richtet sich verstärkt der Schwerpunkt des Klassen­
kampfes, wie auf der 3. Parteikonferenz der Sozialistischen Einheitspartei 
Deutschlands festgestellt wurde.4) In den ersten Jahren nach 1945 trugen 
die Gerichte dazu bei, die letzten Widerstände der Konzerne und Junker 
auf dem Gebiet der heutigen Deutschen Demokratischen Republik zu 
brechen, die sich noch in einzelnen Stützpunkten eingenistet hatten. So 
wurde z. B. im Prozeß von Glauchau-Meerane der Schlußpunkt unter eine 
illegale Kartellorganisation von Unternehmern gesetzt. Im Land Sachsen- 
Anhalt sollte das Vermögen des DCGG-Konzems den Werktätigen ent­
zogen werden. Auch hier schützte das Gerichtsurteil die neue Gesell­
schaftsordnung.5) Viele Prozesse könnten noch genannt werden. Seit 1950 
verlagerte sich der Schwerpunkt dieses Teils unserer Rechtsprechung 
jedoch immer stärker auf die Abwehr der von außen, insbesondere von 
Westberlin aus unternommenen Angriffe auf die Deutsche Demokratische 
Republik durch die Agenten des Imperialismus. Es sei nur an die Prozesse 
gegen die Gehlen-Organisation, die Spione des CIC, die Saboteure und 
Mordbanditen der „KgU“ usw. erinnert.6)
Die zweite in § 2 GVG genannte Aufgabe der Rechtsprechung umfaßt 
den Schutz und die Förderung der Grundlagen der sozialistischen Wirt­
schaft, vor allem des sozialistischen Eigentums und der Volkswirtschafts­
pläne. Vom Gericht wird z. B. bestraft, wer Volkseigentum entwendet, 
wer durch Mißwirtschaft die Volkswirtschaftsplanung gefährdet usw. Im 
Wirtschaftsstrafverfahren z. B. haben die Gerichte im jahrelangen Kampf 
gegen alle Versuche der Spekulation und Desorganisation dazu beigetra­
gen, die Prinzipien der Planwirtschaft durchzusetzen. Auch gegenwärtig

4) Vgl. W. Ulbricht, Der zweite Fünf jahrplan und der Aufbau des Sozialismus in der 
DDR, Referat auf der 3. Parteikonferenz der SED, Broschüre, Dietz Verlag Berlin, 
S. 65—66.
5) Vgl. DCGG- und Solvay-Prozeß, Entsch. OG, Strafs., Bd. I, S. 7 und 104, und 
Neue Justiz 1950, S. 145, und 1951, S. 65 und 78,
6) vgl. die Broschüren Strafsache gegen Burianek, Strafsache gegen Haase u. a., 
DZV 1954 und 1955, sowie Neue Justiz 1954, S. 8, 26, 645; 1955, S. 394, 411 usw.

6


